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Abwartende Haltung der Regierung im Bereich der Gen-Technologie 
Vorerst kein Gesetz über Eingriffe in die Fortpflanzung beim Menschen - Vorschläge des Europarates und der umliegenden Länder abwarten 

(G. M.) - Grundsätzlich besteht auch. 
im Fürstentum Liechtenstein ein Rege-
lungsbedaif im Bereich der modernen 
Fortpflanzungsmedizin, doch möchte die 
Regierang vorerst von einer gesetzlichen 
Regelung dieser Fragen absehen und die 
Entwicklung im Europarat sowie in den 
umliegenden Ländern Schweiz, Öster­
reich und Bundesrepulbik Deutschland 
abwarten. Diese Stellungnahme gab die 
Regierung in einem Zwischenbericht an 
den Landtag «zur Schaffung eines Geset­
zes über Eingriffe in die Fortpflanzung 
beim Menschen» ab.' Ein entsprechender 
Gesetzesentwurf liegt zwar vor, doch soll 
er vorläufig noch nicht an das Parlament 
weitergeleitet werden. 

Dass die Eingriffe in die Fortpflanzung 

beim Menschen einer Regelung bedürf­
ten, war schon bei der Erarbeitung des 
neuen Strafgesetzbuches, das schliesslich 
am 1. Januar 1989 in Kraft trat, unbestrit­
ten. Die Kommission war der Ansicht, 
dass die Eingriffe verschiedenster Art in 
die Fortpflanzung des Menschen «mög­
lichst bald gesetzlich geregelt» werden 
sollten. Allerdings sah sie sich selbst per­
sonell und fachlich nicht in der Lage, die 
entsprechenden Gesetzesnormen in den 
Entwurf des Strafgesetzbuches zu inte­
grieren, gab aber der Regierung den Auf­
trag, ihre Vorstellungen über die. straf­
rechtliche Erfassung der Fortplanzungs-
eingriffe beim Menschen zu unterbreiten. 
Die Kommission gab aber zu verstehen, 
dass bestimmte Verbote wie beispielswei­

se der Leihmutterschaft, des Embryohan­
dels oder der Beeinflussung einer Keim­
zelle oder befruchteten Eizelle erlassen 
werden und unter Straf&gestellt werden 
müssten. iv. 

Keine Manipulation am Menschen 
Schon während der Eintretensdebatte 

zum Strafgesetzbuch im Jahre 1985 hatte 
der FBP-Abgeordnete Josef Biedermann 
seine Sorgen und Bedenken «über die 
missbräuchliche Anwendung der medizi­
nischen und huinangenetischen Fort­
schritte und die zunehmende Manipula­
tion der verborgensten Lebensmechanis­
men» formuliert: «Ethik-Kommissionen 
und Expertenaussagen, die Eingriffe in 

das menschliche Genmaterial und Expe­
rimente mit Keimzellen und Keimlingen 
aus medizinischer, ethischer und emotio­
naler Sicht mit dem letzten Selbstver­
ständnis des Menschen nicht vereinbar 
halten, genügen aber nicht. Gesetzgebe­
rische Massnahmen sind unbedingt erfor­
derlich und werden innerhalb des Euro­
parates in einer Spezialkommission bera­
ten. Auch als kleines Land müssen wir 
diesem schwerwiegenden Problem die 
notwendige Beachtung schenken.» Und 
Landtagspräsident Dr. Karlheinz Ritter 
gab zu verstehen, dass er es begrüsst hät­
te, wenn auch moderne Tatbilder mit 
dem neuen Strafgesetzbuch erfasst wor-

(Fortsetzung a u f  Seite 3 )  

Staatsfeiertag: Bewusstsein der Zusammengehörigkeit stärken 
Der Landtag verabschiedete gestern einstimmig das Gesetz über den Staatsfeiertag- Besinnung auf  staatliche Grundwerte fördern 
(mö) - Der liechtensteinische Staatsfeier­
tag am 15. August wird gesetzlich veran­
kert. Der Landtag hat gestern vormittag 
die Vorlage (für das Gesetz über den 
Staatsfeiertag in 2. und 3. Lesung einhel­
lig verabschiedet, nachdem er sich zuvor 
für eine Neuformulierung einer Gesetzes­
bestimmung ausgesprochen hatte, • um 
den Sinn dieses Tages besser dokumen­
tieren zu können. Nach einstimmigem 
Beschluss wird das Gesetz am 15. August 
dieses Jahres in Kraft treten. 

In der Mai-Sitzung hatte der Landtag 
während der Eintretensdebatte insbeson­
dere bemängelt, dass der in aller Kürze 
abgefasste Gesetzesinhalt nicht dem ge­
recht werde, was man von einer solchen 
Bestimmung eigentlich erwartet hätte. 
Vor allem die von der Regierung vorge­
schlagene Formulierung, wonach «der 
Staatsfeiertag im ganzen Land feierlich 
begangen wird», entsprach nach Ansicht 
von Landtagspräsident Dr. Karlheinz 
Ritter nicht dem eigentlichen Sinn dieses 
Festtages. In der gestrigen Sitzung schlug 
er deshalb folgende Änderung des Geset­
zesartikels vor: «Die Feierlichkeiten zum 
Staatsfeiertag sollen die Besinnung auf 
die staatlichen Grundwerte fördern und 
das Bewusstsein der Zusammengehörig­
keit stärken». Der Vorschlag wurde von 
den Abgeordneten einhellig gutgeheis-
sen, das Datum des Inkrafttretens des 
Gesetzes auf den 15. August 1990 festge­
legt. FBP-Fraktionssprecher Dr. Alois 
Ospelt begrüsste diesen Schritt, zumal 
auch die Verfassung ein Datum habe, das 
in enger Beziehung zum damaligen Re­
genten stehe. 

Staatsfeiertag seit 1940 
- Im Jahre 1940 hatte die Regierung be­

schlossen, den Geburtstag des neuen 

Staatsoberhauptes Fürst Franz Josef II. 
künftig als Staatsfeiertag zu begehen. In 
der Sitzung vom 18. Juli 1940 wurde der 
15. August (Maria Himmelfahrt) zum 
Staatsfeiertag erklärt. Nach dem Tod von 
Fürst Franz Josef II. im vergangenen 
Herbst musste der Staatsfeiertag neu fest­
gelegt werden. Da beabsichtigt war, den 
15. August beizubehalten, wäre es in der 
Kompetenz der Regierung gelegen, einen 
entsprechenden Beschluss zu fassen, wie 
dies bereits 1940 geschehen ist. Aufgrund 
der grossen staatlichen Bedeutung, die 
der Durchführung des Staatsfeiertages 
zukommt, beschloss die Regierung je­
doch, dem Landtag eine Vorlage zur ge­
setzlichen Verankerung des Staatsfeierta-
ges zu unterbreiten. 

Münzenausgabe zur Erbhuldigung 
Das Presseamt der Regierung hat ge­

stern die Einzelheiten des Programms für 
den kommenden Staatsfeiertag und die 
Huldigungsfeier bekanntgegeben, das 
einige neue Elemente beinhalten wird, 
für die sich auch Landtagsvizepräsident 
Josef Biedermann bei der Behandlung 
der Gesetzesvorlage ausgesprochen hat­
te. Seiner Auffassung nach ist die beson­
dere Bedeutung des Staatsfeiertages eine 
Chance, mit einer Änderung des traditio­
nellen Programms neue Formen, wie bei­
spielsweise die Begegnung mit anderen, 
zu suchen oder die Solidarität mit der 
übrigen Welt zu unterstreichen. 

Zur Erinnerung an die Erbhuldigung 

Liechtensteinischer Staatsfeiertag bleibt der 15. August, der in den letzten 50 Jahren 
jeweils unter grosser Anteilnahme der Bevölkerung feierlich begangen wurde. Der 
Landtag hat gestern die Vorlage zur Schaffung eines Gesetzes über den Staatsfeiertag 
einhellig verabschiedet. (Archivbild) 

zu Ehren S. D. Fürst Hans-Adam II. ist de Gesetzesvorlage der Regierung soll an 
ausserdem die Ausgabe von Gold- und dieser Landtagssitzung in drei Lesungen 
Silbermünzen geplant. Eine entsprechen- behandelt werden. 

Die Zukunft an Ihrem Handgelenk. 

Rado DlaStar Anatom, wasserdicht, kratz­
festes Keramikband und Saphirglas, 
Fr. 1500.- für Damen, Fr. 1600.- für Herren. 

«ehmuck • uhrin • luwtlin 
Städtle 34 und Rattausplatz 
9490 Vaduz/Liechtenstein 

Waldsterben «nicht 
so dramatisch» 

Birmensdorf (AP) Die Schadenent­
wicklung des Waldsterbens in der 
Schweiz und den umliegenden Gebieten 
ist nicht so dramatisch verlaufen, wie in 
der ersten Hälfte der 80er Jahre vermutet 
werden musste. Zu diesem Schluss kom­
men Mitarbeiter der Eidgenössischen 
Forschungsanstalt für Wald, Schnee tyfd 
Landschaft (WSL) in Birmensdorf (ZH) 
in der WSL-Zeitschrift «Argumente». 
Für plausible Hypothesen über die Ursa­
chen der Waldschäden sei es'zu früh, 
auch über Aussagen zur Rolle der Luft­
verschmutzung. 

So lasse sich mit den heutigen Erkennt­
nissen über das Baumwachstum «die Hy­
pothese einer grossräumigen Wirkung 
von Luftschadstoffen auf den Schweizer 
Wald weder belegen noch verwerfen», 
heisst es in dem Beitrag, der von WSL-
Direktor Rodolphe Schlaepfer und Stabs­
mitarbeiter Frank Haemmerli verfasst 
wurde. Bei einem weiteren Merkmal der 
neuartigen Waldschäden, der Schädigung 
der Kronen von Laub- und Nadelbäu­
men, fehlten die Vergleichsdaten aus frü­
heren Jahren, so dass nicht gesagt werden 
könne, was normal sei und was nicht. 

De Maiziere 
bei Thatcher 

London (AP) Der Ministerpräsident 
der DDR, Lothar de Maiziere, hat nach 
einem Bericht der Ostberliner Nachrich­
tenagentur ADN am Mittwoch in London 
bei einer Unterredung'mit der britischen 
Premierministerin Margaret Thatcher vor 
einer Isolierung der Sowjetunion ge­
warnt. Eine solche Isolierung und ein 
Fernhalten der UdSSR vom gesamteuro­
päischen Prozess hätten fatale Folgen 
nicht nur für die Deutschen und die Euro­
päer, sondern für den gesamten weltwei­
ten Entspannungsprozess, sagte de Mai­
ziere. Er befürwortete auch eine massive 
Wirtschaftshilfe an die Sowjetunion. 

Laut ADN setzte sich der Ostberliner 
Regierungschef für ein europäisches Si­
cherheitssystem unter Einschluss der So­
wjetunion und der anderen Länder Ost­
europas ein. Er sagte, dafür sollten unter 
dem Dach der Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 
parallele Strukturen zur NATO mit für 
jedermann völkerrechtlich verbindlichen 
Verpflichtungen geschaffen werden. De 
Maiziere mahnte ferner Änderungen in 
Strategie und Strukturen der NATO an, 
deren nächster Gipfel am 5. und.6. Juli in 
London stattfindet. 

Personenkontrollen 
fallen 

Bonn (AP) Von 1. Juli an wird es nach 
den Worten von Regierungssprecher 
Hans Klein erstmals seit 46 Jahren wieder 
möglich sein, dass Deutsche die Grenze 
zwischen der Bundesrepublik und der 
DDR uneingeschränkt und ungehindert 
passieren können. Voraussetzung dafür 
ist der Wegfall aller Personenkontrollen 
än der innerdeutschen Grenze, wozu das 
Kabinett am Mittwoch in Bonn eine ent­
sprechende Rechtsverordnung verab­
schiedete. Ihr muss am 6. Juli noch der 
Bundesrat zustimmen. 

Klein teilte vor Journalisten weiter mit, 
dass Bundesinnenminister Wolfgang 
Schäuble und sein DDR-Kollege Peter-
Michael Diestel das Abkommen am 
Sonntag am bayerischen Grenzübergang 
Neustadt bei Coburg unterzeichnen wer­
den. Neben der Aufhebung der Perso­
nenkontrollen regelt das Abkommen die 
Erteilung von Sichtvermerken, die Zu­
sammenarbeit der Zoll- und Polizeibe­
hörden beider Staaten einschliesslich 
einer vorläufigen Fahndungsunion. 

Die DDR wird sich in dem Abkommen 
dem Innenministerium zufolge verpflich­
ten, für Bürger Vietnams, Kubas und der 
Mongolei eine Visapflicht einzuführen. 

L « i  i i c l  I a l i ' s s  i I a u  i i  g 

i m  1 b c r l i l i c ' k  

Der Landtag hat gestern seine 
zweitägige und letzte Sitzung vor 
der Sommerpause in Angriff ge­
nommen. Den Abgeordneten liegt 
eine Traktandenliste mit 37 ver­
schiedenen Tagesordnungspunkten 
vor, die bis heute abend behandelt 
werden müssen. Darunter befinden 
sich zahlreiche Gesetzesvorschläge 
(u.a. auch das neue Steuergesetz), 
der Rechenschaftsbericht und die 
Jahresrechnung 1989, Landesbeiträ­
ge und Verpflichtungskredite sowie 
eine Reihe von parlamentarischen 
Vorstössen und Berichten der Re­
gierung auf Interventionen aus dem 
Landtag. Nachstehend die gestrigen 
Geschäfte im Überblick: 

Gesetz ober den Staatsfeiertag 
«Der 15. August ist der Staatsfei­

ertag. Die Feierlichkeiten zum 
Staatsfeiertag sollen die Besinnung 
auf die staatlichen Grundwerte för­
dern und das Bewusstsein der Zu­
sammengehörigkeit stärken». So 
lautet die abgeänderte Fassung des 
Gesetzes über den Staatsfeiertag, 
dem der Landtag in 2. und 3. Le­
sung einhellig zustimmte. Das Ge­
setz wird am 15. August 1990 in 
Kraft treten. 

Höhere Ergänzungsleistungen . 
Die Anhebung der Ergänzungs­

leistungen wurde vom Landtag gut-
geheissen. Wie bereits während der 
1. Lesung brachte der FBP-Abge­
ordnete Heinz Ritter eine Reihe 
von Abänderungsvorschlägen vor, 
die schliesslich mit einer Ausnahme 
vom Landtag genehmigt wurden. 

Gesetz über 
Bodenverbesserungen 

Die Vorlage über die Änderung 
des Gesetzes über Bodenverbesse­
rungen wurde vom Landtag einstim­
mig verabschiedet. Die Regierung 
hatte dem Landtag nach der 1. Le­
sung eine Stellungnahme zu den 
aufgeworfenen Fragen übermittelt. 
Mit den Bodenverbesserungen soll 
die Ertragsfähigkeit des Bodens er­
halten oder wiederhergestellt wer­
den, wobei es sich in erster Linie um 
Meliorationen handelt. 

Beratung des Steuergesetzes 
Am Nachmittag nahm der Land­

tag die Vorlage für das neue Steuer­
gesetz in Angriff. Mit Ausnahme 
der Couponsteuer bestand inner­
halb der Landtagskommission, die 
den Gesetzesentwurf überarbeitete, 
Übereinstimmung. Zu Beginn gab 
die FBP-Kommissionsminderheit zu 
verstehen, dass sie für die Abschaf-. 
fung der Couponsteuer eintrete, 
was von der Landtagsmehrheit ab­
gelehnt wurde. Das Steuergesetz 
wurde gestern abend nach 2. und 3. 
Lesung einstimmig verabschiedet. 
Die Regierung wurde beauftragt, 
eine Volksabstimmung durchzu­
führen. 

Siehe auch Seite 3 der heutigen 
Ausgabe. 


